
 
 

 
 

Frist zur Nachrüstung des Einspeise-
managements: Vorsicht ab 01.Januar 
2014! 

Altanlagen  
 
Bereits seit 01.07.2012 ist für alle Anlagen, also 
auch für Altanlagen mit mehr als 100 kW die 
Installation eines sogenannten Funkrundsteuer-
empfängers oder der sogenannten Fernwirktech-
nik erforderlich. Gemäß § 66 Abs. 1 Nr. 1 EEG 
2012 sind die technischen Vorgaben nach § 6 
Abs. 1 EEG 2012 zu erfüllen, d.h. es ist eine tech-
nische Einrichtung zur ferngesteuerten Reduzie-
rung der Einspeiseleistung bei Netzüberlastung 
sowie eine technische Einrichtung zur Abrufung 
der IST-Einspeisung für alle PV-Anlagen mit mehr 
als 100 kW zu installieren. 

Gleichzeitig ist die Zusammenrechnungsvorschrift 
des § 6 Abs. 3 EEG 2012 anzuwenden. Danach 
sind mehrere Anlagen zum Zweck der Ermittlung 
der installierten Leistung zusammenzurechnen 
und als eine Anlage anzusehen, wenn Sie sich 
auf demselben Grundstück oder sonst in unmittel-
barer räumlicher Nähe befinden und innerhalb von 
12 aufeinanderfolgenden Kalendermonaten in 
Betrieb genommen worden sind.  

Ab 01.01.2014 gilt: Auch für Anlagen mit mehr 
als 30 kW und höchstens 100 kW ist die Instal-
lation eines Funkrundsteuerempfängers oder 
einer Fernwirktechnik zwingend erforderlich. 

Alle Betreiber von Photovoltaikanlagen mit einer 
installierten Leistung von mehr als 30 kW und 
höchstens 100 kW, die nach dem 31.12.2008 in 

Betrieb genommen worden sind, müssen ab 
01.01.2014 einen Funkrundsteuerempfänger oder 
eine Fernwirkeinrichtung installieren. Auch in die-
sem Zusammenhang ist § 6 Abs. 3 EEG 2012 
anzuwenden. Das heißt, mehrere Anlagen sind 
zum Zweck der Ermittlung der Vergütung zusam-
menzurechnen, wenn sie auf dem gleichen 
Grundstück oder in unmittelbarer räumlicher Nähe 
innerhalb von 12 Kalendermonaten errichtet wur-
den. 

RECHTSFOLGE 

Rechtsfolge eines Verstoßes hiergegen ist eine 
Verringerung der Vergütung auf null, § 17 Abs. 1 
EEG 2012, jedenfalls solange der Verstoß andau-
ert. 
 

 
 
Neue Kleinanlagen 

Darüber hinaus ist bei PV-Anlagen mit einer  
installierten Leistung von höchstens 30 kW mit 
Inbetriebnahme ab dem 01.04.2012, die nicht 
unter die Übergangsbestimmungen des § 66 Abs. 
18 EEG fallen, nach § 6 Abs. 2 Nr. 2 EEG eben-
falls ein Funkrundsteuerempfänger zu installieren 
oder die maximale Wirkleistungseinspeisung auf 
70 % der installierten Leistung zu begrenzen.   

RECHTSFOLGE 

Rechtsfolge bei Verstoß hiergegen ist ebenfalls 
eine Verringerung der Vergütung auf null, eben-
falls solange der Verstoß andauert.  
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PV-Dachanlagen nach dem  
Marktintegrationsmodell  

Für neue PV-Dachanlagen, die dem Marktintegra-
tionsmodell aus § 33 EEG 2012 unterliegen, gilt 
eine Besonderheit: 

Anlagen mit mehr als 10 kW und höchstens  
1 MW installierter Leistung müssen mit einer 
technischen Einrichtung zur Abrufung der IST-
Einspeisung  ausgestattet sein, vgl. § 33 Abs. 2 
Satz 2 iVm. § 6 Abs. 1 Nr. 2 EEG 2012.  

 

RECHTSFOLGE 

Die Rechtsfolge bei Verstoß gegen diese Ver-
pflichtung ist eine Verringerung der Vergütung auf 
den Strombörsenpreis, vgl. § 33 Abs. 2, Satz 2, 

Halbsatz 2 EEG 2012. Die Vergütung verringert 
sich auf den tatsächlichen Jahresmittelwert des 
Marktwerts für Strom aus solarer Strahlungsener-
gie „MW Solar(a)“. 
 

 

 

 

Susanne Lindenberger ist Rechtsanwältin und 
langjährige Mitarbeiterin in der Kanzlei Paluka 
Sobola Loibl & Partner Rechtsanwälte in Regens-
burg. Die Abteilung Erneuerbare Energien der 
Kanzlei berät und vertritt seit über 10 Jahren bun-
desweit Betreiber, Hersteller, Planer und Investo-
ren von regenerativen Stromerzeugungsanlagen 
in den Bereichen Biogas, Biomasse, Photovoltaik, 
Windenenergie, Geothermie und  Wasserkraft. 
Den Schwerpunkt bildet hierbei die rechtliche 
Beratung und Vertretung von Biogas- und PV-
Anlagen. 

 

 

RAin Lindenberger berät bei allen Fragen zum 
Erneuerbare-Energien-Gesetz in den Bereichen 
Biogas, Photovoltaik und Wind, insbesondere bei 
Netzanschlussproblemen, zur Vergütungsoptimie-
rung und optimalen Anlagengestaltung. Zudem ist 
sie Ansprechpartnerin für Vertragsgestaltung und 
–prüfung, insbesondere Grundstücksnutzungs- 
Wärme-, Substrat-, Gülle-, Rohgas- und Biome-
thanlieferverträgen. Ein weiterer Tätigkeits-
schwerpunkt ist die gesellschaftsrechtliche Bera-
tung. 
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